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1
Einleitung

Die deutsche Arbeitsmarktpolitik der
Nachkriegszeit lässt sich in vier wichtige
Phasen einteilen: Erstens der Aufbau ar-
beitsmarktpolitischer Institutionen in der
christdemokratischen Ära Adenauer/Er-
hard (1949–1966), zweitens die Etablierung
aktiver Arbeitsmarktpolitik in der sozialli-
beralen Ära Brandt/Schmidt (1966–1982),
drittens eine Arbeitsmarktpolitik nach
Haushaltslage und die Ausweitung des ar-
beitsmarktpolitischen Instrumentariums
zur sozialpolitisch motivierten Abfederung
des massiven Wegbruchs von Arbeitsplät-
zen in Ostdeutschland in der christlichlibe-
ralen Ära Kohl (1982-1998) und schließ-
lich viertens die Ära Schröder (1998–2005)
mit ihrer umstrittenen „Agenda 2010“.

In die Endphase der christlich-liberalen
Ära Kohl fällt die grundlegende Reform des
AFG (1997), das die Arbeitsförderung in
das Sozialgesetzbuch (SGB III) integrierte.
Mit diesem von der FDP und dem wirt-
schaftsorientierten Flügel der CDU ge-
prägten Gesetz wurde auf die bis dahin de
lege geltenden Zielgrößen „hoher Beschäf-
tigungsstand“ und „Vermeidung unterwer-
tiger Beschäftigung“ verzichtet und als
neues Leitbild die Selbstverantwortung der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
formuliert (Schmid 2006, S. 192). Die libe-
rale Ausrichtung der Ära Kohl spiegelt sich
in Maßnahmen zum Sozialabbau und zur
Deregulierung des Arbeitsrechts wider: So
wurden die Regelungen über die Zumut-

orientierte Arbeitsmarktpolitik der Lin-
ken“ dar, u. a. mit der Forderung: „Der Ar-
beitsmarkt braucht einen Sektor mit nied-
rigen Löhnen, um gering Qualifizierten Ar-
beitsplätze verfügbar zu machen“ (Schrö-
der/Blair 1999). Diese nachholende inhalt-
liche Ausgestaltung der wahltaktischen
Orientierung auf die „Neue Mitte“ stieß
parteiintern und öffentlich auf große, auch
kritische Resonanz.

Weniger beachtet wurde das Job-
AQTIV-Gesetz, das bereits im Januar 2002
in Kraft trat. Anstoß hierfür gab insbeson-
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barkeit einer neuen Beschäftigung für Ar-
beitslose verschärft, Lohnersatzleistungen
im Krankheitsfall vermindert, der Ab-
schluss befristeter Arbeitsverträge erleich-
tert und der Geltungsbereich des Kün-
digungsschutzes eingegrenzt. Weiterhin
sollten mit der Organisationsreform „Ar-
beitsamt 2000“ die Dienstleistungen der
Bundesanstalt für Arbeit grundlegend mo-
dernisiert werden.

Die rot-grüne Koalitionsregierung
startete mit dem Versprechen, einige „Zu-
mutungen“ der Ära Kohl wieder zurückzu-
nehmen, was beispielsweise in den Berei-
chen Kündigungsschutz und Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall auch umgesetzt
wurde. Ebenfalls in dieser Phase trat die
Neuregelung zur sozialversicherungs- und
steuerrechtlichen Behandlung der gering-
fügig Beschäftigten in Kraft (1.4.1999).
Ziel war es, die Ausweitung dieser Beschäf-
tigungsform einzudämmen und die Ver-
drängung regulär sozialversicherungs-
pflichtiger Arbeitsplätze zu reduzieren.

Nach dem Rücktritt Oskar Lafontaines
vom Amt des Bundesfinanzministers im
März 1999 setzte schrittweise eine Kehrt-
wende in der Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik der rot-grünen Koalitionsre-
gierung ein. Sie war in der Folge stark von
der angebotsorientierten Europäischen Be-
schäftigungsstrategie geprägt (Schmid/Kull
2004). Mit dem berühmten Schröder-Blair-
Memorandum „Der Weg nach vorne für
Europas Sozialdemokraten“ wurde deut-
lich, dass der Blick zunehmend nach außen
und auf liberale Beschäftigungsregime ge-
richtet wurde. Den Kernpunkt dieses Me-
morandums stellte eine „neue angebots-
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dere der Beginn der europäischen Beschäf-
tigungspolitik durch den im November
1997 beschlossenen „Luxemburg-Prozess“.
Das Job-AQTIV-Gesetz griff das in den eu-
ropäischen beschäftigungspolitischen Leit-
linien verankerte Ziel der Verbesserung der
Beschäftigungsfähigkeit vor allem durch
Profiling und Assessment, Jobrotation, Ein-
gliederungsvereinbarung, Beschäftigung
schaffende Infrastrukturförderung und
Förderung besonderer Beschäftigtengrup-
pen auf. Erst durch den sogenannten Ver-
mittlungsskandal1 Anfang des Jahres 2002
trat die Arbeitsmarktpolitik wieder in den
Vordergrund. Steigende Arbeitslosenzah-
len und die Rezession verschärften zudem
den Problemdruck.

Als Reaktion auf den Vermittlungs-
skandal wurde ein Expertengremium, die
sogenannte Hartz-Kommission, damit be-
auftragt, Vorschläge zu unterbreiten, wie
die Arbeitsmarktpolitik in Deutschland 
effizienter gestaltet und die Bundesanstalt
für Arbeit reformiert werden könnte. Im
August 2002 legte die Kommission ihre
Vorschläge vor, die Schröder (so seine
Ankündigung in seiner Regierungser-
klärung im Oktober 2002) „Eins zu Eins“
umsetzen wollte. Die Vorschläge der Kom-
mission betrafen vor allem verschiedene
Ansätze zur Beschleunigung der Arbeits-
vermittlung, Personal-Service-Agenturen
(PSA) zur Verbesserung der Vermitt-
lungschancen von Arbeitslosen durch 
Arbeitnehmerverleih, sozialversicherungs-
freie Minijobs für Dienstleistungen insbe-
sondere in privaten Haushalten, niedrig-
schwellige Existenzgründungen durch drei-
jährige Zuschüsse (Ich-AG), die Reorgani-
sation der Bundesanstalt für Arbeit zu
einem modernen Dienstleistungsunter-
nehmen (Bundesagentur für Arbeit) sowie
die Zusammenlegung von Arbeitslosenhil-
fe und Sozialhilfe zu einer Grundsicherung
für Langzeitarbeitslose und erwerbsfähige
Sozialhilfeempfänger, dem sogenannten
Arbeitslosengeld II.2

Wir wollen in diesem Beitrag zeigen, in
welcher Weise die Reformen der letzten
Jahre die generelle Stoßrichtung der deut-
schen Arbeitsmarktpolitik verändert ha-
ben. Die zentrale These lautet, dass eine
Vielzahl kleinerer und größerer gesetzli-
cher Änderungen und damit einhergehen-
de bzw. parallel dazu verlaufende Entwick-
lungen in der Vermittlungs- und Förde-
rungspraxis in der Summe zu einem Para-
digmenwechsel von der aktiven zu einer
autoritär-aktivierenden Arbeitsmarktpoli-

tik geführt haben. Eine zentrale Bedeutung
kommt dabei der Förderung des Nied-
riglohnsektors zu. Bevor wir darauf in Ab-
schnitt 3 ausführlicher eingehen, werden in
Abschnitt 2 zunächst zentrale Entwick-
lungslinien der Arbeitsmarktpolitik der
vergangenen Jahre nachgezeichnet. In Ab-
schnitt 4 diskutieren wir in aller Kürze,
warum die Niedriglohnstrategie in sozial-,
aber auch arbeitsmarktpolitischer Hinsicht
eine Sackgasse ist. Abschnitt 5 schließt mit
einem Plädoyer für die Reaktivierung einer
fördernden aktiven Arbeitsmarktpolitik,
die durch die Überbetonung des Aspekts
des Forderns und des Vorrangs einer mög-
lichst schnellen Vermittlung in Beschäfti-
gung – auch in prekäre und/oder nicht exis-
tenzsichernde Arbeitsverhältnisse – aus den
Augen verloren wurde.

2
Die Entwicklung der 
Arbeitsmarktpolitik in den
letzten Jahren

Die Einführung der „Grundsicherung für
Arbeitssuchende“ (ALG II) im Jahr 2005
war zweifellos eine radikale Reform. Sie
verlässt einen jahrzehntelangen Entwick-
lungspfad (Mohr 2004) und stellt einen tie-
fen Einschnitt in sozialstaatliche Traditio-
nen dar. Für die ehemaligen Arbeitslosen-
hilfebezieher bedeutete dies, dass die nach
dem Lohnprinzip bemessene Arbeitslosen-
hilfe abgeschafft und durch ein strikt nach
Sozialhilfebedarf berechnetes und streng 
bedürftigkeitsgeprüftes Arbeitslosengeld II
ersetzt wurde. Durch die Hartz-IV-Reform
ist zudem die „unerschütterliche ,Pfadab-
hängigkeit‘ der institutionellen Finan-
zierungsstruktur“ (Schmid/Oschmiansky
2007) aufgebrochen worden. Zum einen
übernimmt nunmehr der Bund einen
größeren Anteil an der Finanzierung der
passiven Leistungen für Langzeitarbeitslo-
se, zum anderen finanziert er jetzt auch die
Eingliederungsleistungen für Langzeitar-
beitslose und andere ALG-II-Empfänger,
was 2006 immerhin ca. 4 Mrd. € ausmach-
te. Diese Verschiebung der Finanzierungs-
struktur ermöglichte letztendlich auch die
stärkste Beitragssenkung in einem Sozial-
versicherungszweig in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland.3

Verbunden damit waren in den letzten
Jahren diverse Leistungskürzungen in den
Bereichen sowohl der aktiven als auch der

passiven Arbeitsmarktpolitik, die zum Teil
schon im Vorfeld der Hartz-Reformen
stattgefunden hatten. So setzten bei den
passiven Leistungen die Kürzungen für
Langzeitarbeitslose bereits 2002 durch ver-
schärfte Regeln der Anrechnung von Ein-
kommen und Vermögen ein.4 Im Bereich
des SGB III ist insbesondere die reduzierte
Arbeitslosengeldbezugsdauer für Ältere zu
nennen (Gesetz zu Reformen am Arbeits-
markt), aber auch die Verkürzung der Rah-
menfrist für die Anwartschaft auf Arbeits-
losengeld (Drittes Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt).5

Insgesamt kommt dem Förderaspekt in
der Arbeitsmarktpolitik eine immer nach-
rangigere Bedeutung zu. Der Anteil der
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik an
allen Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik ist
in den vergangenen drei Jahren auf den
niedrigsten Stand seit Inkrafttreten des
AFG im Jahr 1969 gesunken (Abbildung 1).
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) gab im
Bereich des SGB III im Jahr 2006 nur ein
Viertel der Beitragseinnahmen der Arbeits-
losenversicherung für aktive Arbeitsförder-
maßnahmen aus. Standen im Jahr 2000
noch knapp 4.500 € pro Leistungsempfän-
ger im Eingliederungstitel zur Verfügung,
so ist dieser Betrag in den letzten beiden
Jahren auf unter 2.000 € gesunken. Im Be-

1 Im Januar 2002 monierte der Bundesrechnungs-
hof Fehler in der Vermittlungsstatistik der damali-
gen Bundesanstalt für Arbeit. Weitere Überprü-
fungen ergaben, dass nur ein Drittel der ausge-
wiesenen Vermittlungen der gesetzlichen Defini-
tion entsprach, ein weiteres Drittel in einer
interpretationsfähigen Grauzone lag und ein letz-
tes Drittel nicht nachvollziehbar oder fingiert war.

2 Das Ergebnis langwieriger und schwieriger Ver-
handlungen bei allen vier Hartz-Gesetzgebungs-
verfahren war schließlich, dass die Vorschläge der
Kommission am Ende zu etwa einem Drittel ori-
ginalgetreu, zu einem Drittel mit starken Abwei-
chungen und zu einem Drittel gar nicht umgesetzt
wurden (Jann/Schmid 2004).

3 Zu den weiteren Gründen für den Rekordüber-
schuss der BA im Jahr 2006 vgl. Adamy (2007, 
S. 7).

4 Dies veranlasste den damaligen Finanzminister
Hans Eichel zu der Feststellung: „Allein 2003 kür-
zen wir die Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik,
die Bundesanstalt für Arbeit, die Arbeitslosenhilfe
und die Rente um insgesamt 9,5 Mrd. €. Das ist
eine riesige Kraftanstrengung. Vor allem bei der
Arbeitslosenhilfe nehmen wir den Leuten richtig
Geld weg.“ (Handelsblatt vom 21.11.2002)

5 Die Rahmenfrist (§ 124 SGB III) stellt den Zeitraum
dar, innerhalb dessen die anwartschaftsbegrün-
denden Zeiten (zwölf Monate; § 123 SGB III)
zurückgelegt weren müssen, um eine Anwart-
schaft auf Arbeitslosengeld zu begründen.
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reich des SGB II ist die Bilanz noch ernüch-
ternder: Nur 12,6 % der Gesamtausgaben
für das SGB II wurden im Jahr 2006 für ak-
tive Maßnahmen verwendet.6 Der geringe
Aktivierungsgrad der Arbeitsmarktpolitik
steht im Widerspruch zu der Forderung,
die stärkere Aktivierung der Arbeitsmarkt-
politik mit der Umschichtung von Mit-
teln von der passiven zur aktiven Arbeits-
marktpolitik zu verbinden (Schmid 2002,
S. 169f.).

2.1 FÖRDERINSTRUMENTE

Auch bei den Förderinstrumenten sind 
klare Akzentverschiebungen zu erkennen
(Abbildung 2): Die Agenturen für Arbeit
setzen vermehrt auf Trainingsmaßnah-
men7 statt auf Weiterbildungsmaßnah-
men, nicht zuletzt weil Zeiten in Trainings-
maßnahmen anders als solche in Weiterbil-

dung komplett auf die Dauer des Arbeits-
losengeldbezuges angerechnet werden, die
Bezugsdauer also nicht verlängern. Das
Verhältnis von Teilnehmern an Qualifizie-
rungsmaßnahmen zu Teilnehmern an Trai-
ningsmaßnahmen (Bestände) hat sich von
5,4:1 (2002) zu 1,6:1 (2005) verschoben.
Trainingsmaßnahmen werden aber nur
teilweise für Kurzfristqualifizierungen ge-
nutzt und verstärkt dafür, Arbeitsbereit-
schaft, Motivation und Verfügbarkeit zu 
testen. Insofern steht bei Trainingsmaß-
nahmen häufig der Forderaspekt vor dem
Förderaspekt (WZB/infas 2006, S. 84f.).

Die Grundsicherungsträger dagegen
setzen in erster Linie auf Arbeitsgelegen-
heiten in der Mehraufwandsvariante, ob-
wohl diese ein nachrangiges Instrument
laut SGB II sein sollen. Das Verhältnis zwi-
schen Teilnehmern an Maßnahmen der be-
ruflichen Weiterbildung (FbW) und Ar-

beitsgelegenheiten (Jahresdurchschnitts-
bestände) betrug hier im Jahr 2005 1:10.
Weit weniger noch als im SGB III ist im
SGB II ein ausgewogenes Verhältnis zwi-
schen „Fordern“ und „Fördern“ zu erken-
nen. Gleich an prominenter Stelle (§ 2,
Grundsatz des Forderns) wird das wesent-
liche Element des „workfare-Ansatzes“
(keine Leistung ohne Gegenleistung) etab-
liert. Die geforderten Gegenleistungen ge-
hen im SGB II weit über Etabliertes hinaus.
Während Eigenaktivitäten umfassend ab-
verlangt (deren Nichtbeachtung sanktio-
niert werden kann) und in einer Eingliede-
rungsvereinbarung festgehalten werden
(als rechtlich bindender öffentlich-recht-
licher Vertrag mit sanktionsbewehrter Teil-
nahmepflicht), stehen dem – jenseits der
existenzsichernden Geldleistungen – keine
gesicherten Rechtsansprüche auf passge-
naue, ausreichende und erfolgversprechen-
de Eingliederungsleistungen gegenüber.

Auch das mit dem Fortentwicklungsge-
setz ins SGB II eingefügte Sofortangebot 
(§ 15a) ist weniger als Erweiterung des 
Förderspektrums, sondern vielmehr als
Kontroll- und Sanktionsnorm konzipiert,
was sich zum einen daran zeigt, dass im
Sanktionsparagrafen das Sofortangebot
ausdrücklich erwähnt wird, und zum an-
deren daran, dass der Gesetzgeber vom
Sofortangebot Einsparungen in Höhe von 
280 Mio. € jährlich erwartet (BT-Drs.
16/1410, S. 36). Repressive Elemente im
SGB II werden nicht zuletzt dadurch deut-
lich, dass ausgesprochene Sanktionen
selbst dann aufrechterhalten bleiben, wenn
der erwerbsfähige Hilfebedürftige sein Ver-
halten ändert (§ 31 SGB II).

Letztlich verstärkt das SGB II – insbe-
sondere mit der Zumutbarkeitsregelung
des § 10 – die Tendenz, Arbeitslosigkeit
über die verstärkte Deregulierung des Ar-
beitsmarktes verringern zu wollen, wie zu-
letzt beispielsweise durch Änderungen im
Kündigungsschutzgesetz, die Befristung
von Arbeitsverhältnissen und die Hand-
werksordnung. Damit einher geht der
Rückgang des sogenannten Normalarbeits-
verhältnisses, also der sozial abgesicherten
abhängigen und unbefristeten Vollzeitbe-

6 Daten nur für ARGEn und getrennte Aufgaben-
wahrnehmung, ohne zugelassene kommunale
Träger.

7 Die Bestandszahlen bei Trainingsmaßnahmen stei-
gen nicht aufgrund der immer kürzeren Maßnah-
medauer.

Abb. 1: "Aktivierungsgrad" der Arbeitsmarktpolitik
(Anteil der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik an den Ausgaben für
Arbeitsmarktpolitik insgesamt) - in % -
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Abb. 2: Bestandszahlen der wichtigsten Arbeitsförderinstrumente
- in Tsd. Personen -

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (Daten für 2005 ohne zugelassene kommunale Träger).
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doch dieselben bleiben (z. B. die Reform
der beruflichen Weiterbildung durch das
Erste Gesetz für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt mit der Umstellung auf
ein Gutscheinsystem). Reformen dritter
Ordnung schließlich gehen darüber hinaus
mit einer veränderten Zielsetzung der Po-
litik – einem Paradigmenwechsel – einher
(Schmid 2003).

Betrachtet man die arbeitsmarktpoliti-
schen Reformen der vergangenen Jahre, so
findet man eine Vielzahl von Reformen 
erster und zweiter Ordnung, wobei der 
Politikwechsel nicht erst mit den Hartz-
Gesetzen, sondern schon vorher mit dem
Job-AQTIV-Gesetz (2002) oder gar bereits
mit dem Übergang vom AFG zum SGB III
(1997) eingesetzt hat (z. B. die Abschaffung
des temporären Qualifikationsschutzes in
der Zumutbarkeitsregelung). In einzelnen
Bereichen bewirkten die Reformen der
letzten zehn Jahre die größten Akzentver-
schiebungen in der Arbeitsmarktpolitik
seit der Einführung des AFG im Jahr 1969.

Im Bereich der aktiven Arbeitsmarkt-
politik sind neben pfadabhängigen Refor-
men auch Veränderungen der Zielsetzun-
gen zu verzeichnen. In der bisherigen Logik
verbleibende pfadabhängige Krisenbewäl-
tigungsstrategien sind seit der ersten Krise
auf dem Arbeitsmarkt 1975 die Verschär-
fung von Sanktionsregeln und Zumutbar-
keitsanforderungen sowie die Verschie-
bung von Pflichtleistungen in den Bereich
der Ermessensleistungen (letzte Pflichtleis-
tung ist nunmehr der Anspruch auf Ver-
mittlungsdienstleistungen durch Dritte
nach § 37 sowie § 421g). Neu ist jedoch 
die Dynamik der Entwicklungen in den
letzten Jahren. Neu ist ferner die Akzent-
verschiebung weg von traditionellen Maß-
nahmen wie ABM und FbW zugunsten 
arbeitsmarktpolitischer Förderung pre-
kärer Beschäftigungsverhältnisse (PSA,
Ich-AG, Mini-Jobs etc.) sowie die Umstel-
lung der Beschaffung von aktiven Maß-
nahmen vom Zuwendungsrecht auf das
Vergaberecht (WZB/infas 2005, S. 285ff.).
Mit der Entwicklung der Umsteuerung
geht auch eine Verkürzung von Maß-
nahmelaufzeiten, eine Einschränkung der

marktpolitik stattgefunden hat. Einen pro-
minenten Platz nimmt dabei die Verschär-
fung der Anspruchsvoraussetzungen für
Transferleistungen nach der Maxime „Leis-
tung und Gegenleistung“ ein. Wer die ge-
forderte Gegenleistung nicht erbringt bzw.
im Einzelfall nicht nachweisen kann, dass
er sich regelkonform verhalten hat (Be-
weislastumkehr), wird mit dem (tempo-
rären) Entzug der Geldleistungen bestraft:
So steht beispielsweise für Arbeitslosen-
geld-II-Bezieher, die sich nicht „einbrin-
gen“ wollen oder können, ein umfangrei-
ches Sanktionsinstrumentarium zur Verfü-
gung, das bis zur Streichung sämtlicher
Leistungen, einschließlich der Kosten der
Unterkunft, führen kann. Anspruchsvolle
und in der Regel teurere Instrumente der
aktiven Arbeitsmarktpolitik wie Fortbil-
dung und Umschulung, aber auch Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, werden zugun-
sten von kurzen Trainingsmaßnahmen,
Eingliederungszuschüssen oder der Beauf-
tragung von Dritten mit Vermittlungs-
dienstleistungen zurückgefahren.8 Arbeits-
losen, die nur geringe Chancen am Ar-
beitsmarkt haben, werden zunehmend ar-
beitsmarktpolitische Instrumente zur
Verbesserung ihrer Vermittlungschancen
vorenthalten. Des Weiteren werden mit
Ich-AGs, Mini- und Midijobs sowie Ar-
beitsgelegenheiten („Ein-Euro-Jobs“) For-
men nicht existenzsichernder Beschäfti-
gung in hohem Umfang gefördert.

Inwieweit aber lässt sich in diesem Zu-
sammenhang von einem Paradigmen-
wechsel sprechen? In Anlehnung an Peter
Hall (1993) lassen sich politische Reformen
als Prozesse beschreiben, die drei zentrale
Punkte umschließen: erstens die damit ver-
bundenen Ziele, zweitens die eingesetzten
Instrumente und drittens die genaue Aus-
gestaltung dieser Instrumente. Je nachdem,
ob bzw. inwieweit diese drei Größen
berührt werden, lassen sich Reformen er-
ster, zweiter und dritter Ordnung unter-
scheiden. Von einer Reform erster Ord-
nung spricht man, wenn lediglich Instru-
mente modifiziert werden (z. B. die Sen-
kung des Unterhaltsgeldes bei Teilnahme
an einer Fortbildungsmaßnahme durch
das Erste Gesetz zur Umsetzung des Spar-,
Konsolidierungs- und Wachstumspro-
gramms im Jahr 1994), das Instrument und
auch das damit verbundene Ziel davon
aber unberührt bleiben. Dagegen zeichnet
sich eine Reform zweiter Ordnung dadurch
aus, dass die Instrumente selbst verändert
werden, die damit verbundenen Ziele je-

schäftigung. Waren im Jahr 2001 noch
37,2 % der Personen im erwerbsfähigen Al-
ter in einem so definierten Normalarbeits-
verhältnis tätig, so sank dieser Anteil in-
nerhalb von nur vier Jahren auf 33,9 %
(Oschmiansky 2007).

2.2 NEUE ZIELGRUPPEN

Neben der Instrumentenverschiebung ha-
ben sich auch die Zielgruppen der Arbeits-
marktpolitik verschoben. War das Arbeits-
förderungsrecht bis vor wenigen Jahren
stark auf die Förderung von „besonders
förderungsbedürftigen Personengruppen“
des Arbeitsmarktes ausgerichtet (§§ 6 und
7 SGB III, a. F.), so ist diese Zielsetzung mit
dem Job-AQTIV-Gesetz aus den Einlei-
tungsvorschriften des SGB III verschwun-
den. Jetzt wird nur noch auf die Verkür-
zung der Dauer der Arbeitslosigkeit (§ 1
[1] SGB III) abgestellt. Die Einführung der
Eingliederungsbilanzen und das mittler-
weile etablierte Benchmarking verstärkten
das Creaming, d.h. die selektive Förderung
der „Besten“, bei arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen zuungunsten des benachtei-
ligten Klientels weiter. Die Handlungspro-
gramme (für Arbeitnehmerkunden) der
BA verstärkten diesen Trend nochmals, in-
dem Arbeitslose mit geringen Integrations-
chancen (Betreuungskunden) weitgehend
von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
ausgeschlossen werden (ausführlicher
WZB/infas 2006, S. 83 ff.). Dass zu der 
neuen sogenannten „aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik“ nicht mehr explizit die
Stärkung der Chancengleichheit ausge-
grenzter Gruppen zählt, stellt nicht nur ei-
nen Bruch mit der jahrzehntelangen Tradi-
tion der Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-
land dar. Es ist auch ein immanenter Bruch
im Konzept selbst, zumal gezielte Maßnah-
men zur Förderung der Beschäftigungs-
fähigkeit sehr gut geeignet sind, Arbeitslo-
se zu „aktivieren“, indem ihre Chancen auf
dem Arbeitsmarkt erhöht werden (Bieback
2004, S. 82).

3
Von der aktiven zur 
„autoritär aktivierenden“
Arbeitsmarktpolitik

Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass ein Politikwechsel von der aktiven hin
zu einer „autoritär aktivierenden“ Arbeits-

8 Wobei Letzteres auch aufgrund negativer Wir-
kungsergebnisse bereits dort wieder zurückge-
nommen wird, wo es sich nicht um Pflichtleistun-
gen des SGB III handelt. Vgl. dazu ausführlich
Kaps/Schütz (2007).
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Zielgruppen9 und Beschränkung flankie-
render sozialer Angebote einher.

Die Reduzierung der Ausgaben für
FbW und Umschulung, die Absenkung des
Niveaus der steuerfinanzierten Transfer-
leistungen für Arbeitslose, dem Arbeitslo-
sengeld II (Alg II) auf den Regelsatz der So-
zialhilfe und die Förderung von prekären
Beschäftigungsverhältnissen gepaart mit
immer strikter werdenden Zumutbarkeits-
kriterien führen in der Summe zu einen Pa-
radigmenwechsel in einem zentralen Be-
reich der Arbeitsmarktpolitik: nämlich die
Abkehr von dem Ziel, Arbeitslose vorran-
gig in eine sozial gesicherte Beschäftigung
(gegebenenfalls über den Umweg FbW) zu
vermitteln. Stattdessen gewinnt eine Stra-
tegie an Bedeutung, die den Abbau der 
Arbeitslosigkeit nicht nur durch eine be-
schleunigte Vermittlung in den ersten Ar-
beitsmarkt, sondern auch durch die Etab-
lierung bzw. Ausweitung eines Niedrig-
lohnsektors zu erreichen sucht. Dies be-
trifft insbesondere Langzeitarbeitslose und
andere benachteiligte Arbeitsmarktgrup-
pen. Der Segregation des Arbeitsmarktes in
einen primären, sozial abgesicherten und
einen sekundären, prekären Jedermanns-
Arbeitsmarkt (Lutz/Sengenberger 1988)
wird immer deutlicher eine analog dazu se-
gregierte Arbeitsmarktpolitik gegenüber-
gestellt. Die chancenreichen Arbeitslosen
werden dabei schnellstmöglich in den pri-
mären Arbeitsmarkt vermittelt, die weniger
chancenreichen hingegen mit dem Instru-
mentarium einer autoritär aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik dazu gedrängt, entwe-
der eine Maßnahme zu beginnen, mit der
vor allem die Arbeitswilligkeit getestet wird
(Trainingsmaßnahmen, Arbeitsgelegen-
heiten), oder eine Beschäftigung im sekun-
dären Arbeitsmarkt bzw. Niedriglohnsek-
tor aufzunehmen.

Damit wurde ein Richtungswechsel in
der Arbeitsmarktpolitik eingeschlagen, der
sich an der Standarderklärung für die an-
dauernde Arbeitsmarktmisere in Deutsch-
land orientiert: die mit wenigen Ausnah-
men unisono geteilte Einschätzung, dass
die im internationalen Vergleich hohe Ar-
beitslosigkeit in Deutschland, die mit ei-
nem sehr hohen Anteil Langzeitarbeitsloser
einhergeht, zu einem erheblichen Teil auf
Defizite bei der Beschäftigung im Bereich
einfacher Tätigkeiten oder personennaher
Dienstleistungen und damit auf zu wenige
Jobs im Niedriglohnbereich zurückzu-
führen sei (vgl. exemplarisch Zimmer-
mann 2003; Sachverständigenrat 2002;

Scharpf 2001). Zur Förderung des Nied-
riglohnsektors mussten auf Seiten des Ar-
beitsangebotes, um es mit den Begriffen
des Missbrauchsdiskurses auszudrücken,
„negative Beschäftigungsanreize“ abgebaut
und gering entlohnte Tätigkeiten „attrakti-
ver“ gemacht werden (IZA 2003), indem
der finanzielle Druck auf die Betroffenen
durch die Absenkung von Leistungen und
die Verschärfung von Anspruchsvorausset-
zungen verstärkt wurde. Die Einführung
der Grundsicherung für Arbeitsuchende
im Verbund mit strengeren Zumutbar-
keitskriterien, denen durch teils drastische
Sanktionsdrohungen Nachdruck verliehen
wird, wirken in diese Richtung. Gleichzei-
tig wurden durch die Förderung von Mini-
und Midijobs auch nachfrageseitig neue
Anreize für mehr Beschäftigung im Nied-
riglohnsektor gesetzt.

4
Sackgasse Niedriglohn-
beschäftigung

Von einem zu kleinen Niedriglohnsektor
konnte indessen schon vor den Hartz-Re-
formen keine Rede sein. Vorliegende Stu-
dien zeigen, dass der Anteil der Niedrig-
lohnbeschäftigung in den vergangenen
Jahren deutlich und im internationalen
Vergleich überproportional zugenommen
hat (Kalina/Weinkopf 2006; OECD 2006,
S. 175). Der Niedriglohnanteil bei sozial-
versicherungspflichtigen Vollzeitbeschäf-
tigten lag einer Studie des IAB zufolge in
Westdeutschland in der ersten Hälfte dieses
Jahrzehnts bei gut 15 % (Rhein et al. 2005).
Eine Untersuchung des DIW, die alle Er-
werbstätigen einbezieht, kommt für Ge-
samtdeutschland sogar auf einen Anteil
von knapp einem Viertel aller Beschäf-
tigten (23,4 % insgesamt; 20,3 % West-
deutschland, 38,6 % Ostdeutschland; vgl.
Goebel et al. 2005). Das IAT wiederum be-
rechnet für alle Beschäftigten im Jahr 2004
einen Anteil von 21 % im Niedriglohn-
bereich, was hochgerechnet mindestens 
6 Mio. Niedriglohnbeschäftigte ergibt 
(Kalina/Weinkopf 2006).10 Damit liegt der
Anteil der im Niedriglohnsektor Beschäf-
tigten über dem EU-Durchschnitt (Eu-
ropäische Kommission 2004; OECD 2006).

Eine Arbeitsmarktpolitik, zu deren zen-
tralen Zielen die Vermittlung in prekäre
oder schlecht bezahlte Jobs gehört, ist aus
sozialpolitischer Sicht nur dann akzepta-

bel, wenn die Beschäftigung im Nied-
riglohnbereich transitorisch ist, ihr also ei-
ne Brückenfunktion beim Übergang von
Arbeitslosigkeit in eine existenzsichernde
Beschäftigung des ersten Arbeitsmarktes
zukommt. Dann nämlich könnte sie ein
wirksames Mittel zur Vermeidung oder
Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit
mit all ihren negativen Auswirkungen auf
die künftigen Arbeitsmarktchancen von
Betroffenen sein (Schmid 2004).Allerdings
erweist sich in Deutschland der Übergang
von einem Job im Niedriglohnbereich in
eine besser bezahlte Beschäftigung bisher
als besonders schwierig. Gemeinsam mit
den USA, Großbritannien und Frankreich
verzeichnet Deutschland die geringste Auf-
wärtsmobilität unter Niedriglohnbeschäf-
tigten (OECD 2006).

Die mit den Hartz-Reformen einge-
führten Maßnahmen und Instrumente
konnten diese Situation bisher nicht posi-
tiv beeinflussen. So erwiesen sich die Mini-
jobs nicht als erfolgversprechende Brücke
in eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung; die Personal-Service-Agentu-
ren waren in dieser Hinsicht sogar kontra-
produktiv (WZB/infas 2006). Auch spricht
derzeit wenig dafür, dass Arbeitsgelegen-
heiten („Ein-Euro-Jobs“) als Brücke in den
ersten Arbeitsmarkt fungieren könnten
(Kettner/Rebien 2007).11 Alles in allem
kann nicht davon ausgegangen werden,
dass Beschäftigungen in prekären oder
schlecht bezahlten Jobs einen Prozess der
Aufwärtsmobilität auslösen, der aus Ar-
beitslosigkeit in eine besser bezahlte und/
oder sozial abgesicherte Beschäftigung
führt.

9 Die Arbeitsvermittler der BA sortieren die Arbeits-
losen in vier Kundengruppen: Marktkunden, Be-
ratungskunden aktivieren, Beratungskunden för-
dern und Betreuungskunden. Der Mitteleinsatz
konzentriert sich auf die Beratungskunden (vgl.
ausführlich Schütz/Oschmiansky 2006).

10 Die Niedriglohnschwelle ist bei den Studien des
IAT und des IAB als Bruttomonatseinkommen un-
terhalb von zwei Dritteln des Medians und bei der
Studie des DIW als Bruttostundenlohn unterhalb
von zwei Dritteln des Medians definiert (Rhein
et al. 2005; Goebel et al. 2005; Kalina/Weinkopf
2006).

11 Hinzu kommt, dass Ein-Euro-Jobs zunehmend re-
guläre Arbeitsplätze verdrängen. Bei einer anony-
men Befragung von Arbeitgebern hatte fast jeder
Zweite angegeben, Ein-Euro-Jobber als Krank-
heitsvertretung oder zum Überstundenabbau ein-
zusetzen und damit gegen die gesetzlichen Rege-
lungen verstoßen zu haben (Kettner/Rebien
2007).
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Die Große Koalition bleibt in dieser
Hinsicht dennoch der Linie der Regierung
Schröder treu. Sie hatte sich im Koalitions-
vertrag vom November 2005 darauf ver-
ständigt, dass der Niedriglohnsektor einer
Neuregelung bedarf.Als Ziel wurde formu-
liert, „Menschen mehr als bisher die Mög-
lichkeit auch zur Beschäftigung mit niedri-
gem Einkommen an[zu]bieten“ (Bundes-
regierung 2005, S. 25). Dies soll durch die
Einführung eines Kombilohnmodells ge-
lingen, mit dessen Hilfe die materiellen An-
reize zur Aufnahme einer niedrig entlohn-
ten Beschäftigung erhöht werden sollen.

In der Kombilohndebatte wird häufig
unterschlagen, dass es in Deutschland be-
reits eine Vielzahl von (realen und in der
Planung befindlichen) Varianten von
Kombilohnmodellen gibt (Jaehrling/Wein-
kopf 2006). Nennenswerte Beschäftigungs-
effekte durch Kombilöhne konnten bisher
jedoch nicht nachgewiesen werden (Kal-
tenborn 2004). Hinzu kommt, dass be-
trächtliche Mitnahmeeffekte insbesondere
von Seiten der Arbeitgeber kaum zu ver-
hindern sind. Kombilohnmodelle könnten
die immer größer werdende Zahl von
nichttarifgebundenen Arbeitgebern näm-
lich dazu verleiten, sehr niedrige Löhne zu
zahlen, weil sie davon ausgehen können,
dass der Staat die Ausfallbürgschaft in
Form von Lohnkostenzuschüssen über-
nimmt. Unbefristete und unspezifische
Kombilohnmodelle bergen daher unkalku-
lierbare Risiken im Hinblick auf Finanzier-
barkeit und Lohngefüge (Dietz et al. 2006;
Bofinger et al. 2006). Kombilöhne sollten
als Instrumente der Arbeitsmarktpolitik
daher – wenn überhaupt – nur befristet
und zielgruppenorientiert eingesetzt wer-
den. Idealerweise sollten sie mit Qualifi-
zierungselementen kombiniert werden
(Schmid 2004). Flankiert werden sollten
Kombilohnmodelle, wie beispielsweise in
Großbritannien praktiziert, unbedingt
durch einen gesetzlichen Mindestlohn, um
Mitnahmeeffekte bzw. Lohndumping im
Rahmen zu halten. Als Allheilmittel zur
Verbesserung der Arbeitsmarktlage in
Deutschland sind Kombilöhne allerdings
nicht geeignet (Dietz et al. 2006).

5
Schlussfolgerungen – 
Für eine Wiederbelebung
der aktiven Arbeitsmarkt-
politik

Die Reorganisation der Vermittlungspro-
zesse durch die Bundesagentur für Arbeit
ist überwiegend reformwirksam und hat
grundsätzliche Weichen für eine stärkere
Dienstleistungsorientierung und verbes-
serte Leistungsfähigkeit in der Vermittlung
gestellt (Schütz/Oschmiansky 2006; WZB/
infas 2006). Gleichzeitig sind die Mittel für
aktive Arbeitsmarktpolitik und dabei ins-
besondere für Qualifizierungsmaßnahmen
in den letzten Jahren erheblich gekürzt
worden, obwohl die Ergebnisse verschiede-
ner Studien (OECD 2004; Fitzenberger/
Speckesser 2005; Lechner et al. 2005; Bie-
wen et al. 2006) auf eine hohe Wirksamkeit
deuten und sich bereits in vielen Segmen-
ten eine Fachkräftelücke zeigt. Das heißt:
Auf der einen Seite konnte die BA für das
vergangene Jahr 2006 einen Überschuss in
einer noch nie ereichten Höhe von über 
11 Mrd. € verzeichnen und auf der ande-
ren Seite offene Stellen nicht besetzen, da
den Arbeitslosen geforderte Qualifikatio-
nen fehlen.

Teile dieser Mittel wieder für Qualifi-
zierung und Weiterbildung – also für die
Aufgaben, für die sie ursprünglich geplant
waren – zu verwenden, liegt nahe. Damit
würde der Erkenntnis der Notwendigkeit
des „lebenslangen Lernens“ und der Erhal-
tung der Beschäftigungsfähigkeit, der „em-
ployability“, Rechnung getragen. Diese
Grundsätze sind nicht zuletzt als Ziele der
EU-Beschäftigungs- und Sozialpolitik fest-
geschrieben. Bildung ist in unserer zuneh-
mend wissensbasierten Gesellschaft der
Schlüssel für die Verteilung von Lebens-
chancen. Auch die Erkenntnis, dass Bil-
dungsanforderungen der heutigen Arbeits-
welt nicht mit dem Abschluss von Schul-
und Ausbildungszeiten enden, ist ein Ge-
meinplatz. Zudem werden Chancen und
Risiken auf dem Arbeitsmarkt auch weiter-

hin von der Qualifikation bestimmt. Die
sogenannte qualifikationsspezifische Ar-
beitslosigkeit trägt seit Jahren dieselben
Vorzeichen: je höher die Qualifikation, de-
sto geringer das Arbeitslosigkeitsrisiko
(Reinberg/Hummel 2005).

Ins Zentrum muss die Frage rücken,
nicht ob, sondern welche Weiterbildungs-
angebote notwendig sind, um nicht an
Markterfordernissen vorbei zu qualifizie-
ren. Um besser zu ermitteln, wo Qualifizie-
rungsbedarfe bestehen, sollten auf betrieb-
licher Ebene vermehrt Bedarfsanalysen
und Personalentwicklungsplanungen un-
ternommen werden. Auch auf regionaler
Ebene sind handlungsrelevante Qualifika-
tionsbedarfsanalysen möglich (z. B. PROS-
PECT in Nordrhein-Westfalen). Um eine
Qualität von Weiterbildungsangeboten zu
sichern, ist es zudem erforderlich, Angebo-
te und Träger regelmäßig zu evaluieren.Auf
der Basis positiver Evaluationen sollte die
Verstetigung von Mitteln garantiert sein,
damit Weiterbildungsträger eine Grundla-
ge haben, ihre Implementationsstrukturen
vor Ort (wieder) aufzubauen.

Weiterbildung sollte verstärkt in mo-
dularisierter Form angeboten werden, um
zum einen auf die Person zugeschnittene
Fördermaßnahmen vorhalten zu können
und zum anderen die Wahrscheinlichkeit
der Passung auf zukünftige Arbeitsplatzan-
forderungen zu erhöhen. Wichtig wäre es,
den Arbeitslosen größere Entscheidungs-
spielräume bei der Wahl der adäquaten
Maßnahme einzuräumen und nicht, wie
zurzeit durch die relativ strikten Hand-
lungsprogramme praktiziert, diese Spiel-
räume einzuengen. Nur mit einer aktiven
Einbindung der Arbeitslosen in Entschei-
dungsprozesse kann das Leitbild des „För-
derns und Forderns“ greifen.

Bildungs- und Weiterbildungsförde-
rung bleiben vor den skizzierten Hinter-
gründen die vielversprechendsten Formen
aktiver Arbeitsmarktpolitik.
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